
A-1 Bescheinigung im Fokus

Das Update zur EU-Verordnungs-Revision für HR und Global Mobility



Nach langjährigen Verhandlungen hat die Europäische Union auf eine umfassende Reform 
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 
beschlossen. Das Ziel: Die bestehenden Vorgaben zur sozialversicherungsrechtlichen Be-
urteilung grenzüberschreitender Einsätze im EU-/EWR-Raum zu modernisieren und an die 
zunehmende internationale Mobilität von Beschäftigten anzupassen. Zu erwarten sind spür-
bare Änderungen bei der A1-Bescheinigung sowie Ausnahmen für Kurzzeit- Geschäftsreisen. 
Gleichzeitig kommen jedoch auch Anpassungen für Mitarbeitende, die in zwei oder mehr 
Mitgliedsstaaten tätig sind, sowie verschärfte Arbeitgeberpflichten auf Unternehmen zu.

DIE WESENTLICHEN PRAXISÄNDERUNGEN 
FÜR ARBEITGEBER

1. Anpassungen bei der A1-Pflicht für kurzfristige Dienst- und Geschäftsreisen

Die relevanteste Neuerung betrifft die Dokumentations- und Nachweispflicht bei kurzfristigen Ausland-
einsätzen. Bislang musste für jeden grenzüberschreitenden Einsatz – unabhängig von dessen Dauer – 
vorab eine A1-Bescheinigung vorliegen.

	� Neuerungen bei Geschäftsreisen: Die Reform legt erstmals gesetzlich eine Legaldefinition der 
„Geschäftsreise“ fest. Diese bezeichnet eine vorübergehende Tätigkeit als Arbeitnehmer oder 
Selbstständiger, die zeitlich begrenzt ist und mit den geschäftlichen Interessen des Arbeitgebers 
oder, im Falle eines Selbstständigen, der betreffenden Person in Zusammenhang steht, wobei die 
Erbringung von Dienstleistungen oder die Lieferung von Waren ausgeschlossen ist, jedoch die Teil-
nahme an Geschäftstreffen, kulturellen und wissenschaftlichen Veranstaltungen, Konferenzen und 
Seminaren, beispielsweise im Zusammenhang mit akademischer Forschung, oder die Teilnahme 
an Fortbildungen eingeschlossen ist.

	� Ausnahmeregeln für Kurzzeit-Einsätze: Nach der vorläufigen Einigung soll für klassische Dienst-
reisen die Pflicht zur Vorabinformation und Beantragung der A1- Bescheinigung entfallen, sofern 
Art und Dauer der Tätigkeit dies rechtfertigen.

	� Diese Befreiung soll künftig bei Auslandseinsätzen mit einer Gesamtdauer von höchstens drei auf-
einanderfolgenden Tagen innerhalb eines 30-Tage Zeitraums greifen.

	� Wichtig hierbei: Die Ausnahme gilt in der Regel nur für reine Dienst- und Geschäftsreisen (wie 
Meetings, Schulungen oder Teilnahme an Konferenzen).

	� Ausnahme gilt nicht für den Bausektor: Tätigkeiten im Bausektor sind aufgrund eines erhöhten 
Risikos für Missbrauch, Unregelmäßigkeiten und Arbeitsunfällen ausdrücklich von der geplanten 
Ausnahme von der Vorabmeldepflicht der A1- Bescheinigung ausgenommen.

	� Bußgeldrisiko bei verspätetem A1-Antrag: Die Reform ermächtigt die Mitgliedstaaten nationale 
Sanktionen gegen Arbeitgeber vorzusehen, wenn die Beantragung der A1-Bescheinigung nicht 
rechtzeitig vor Beginn der Tätigkeit im Ausland erfolgt ist. Ein nachträgliches Einholen der Beschei-
nigung schützt somit künftig nicht mehr vor Bußgeldern der lokalen Kontrollbehörden.

2. Neue Rahmenbedingungen bei Mehrstaatenbeschäftigung (Multi-State-Workers)

Für Arbeitnehmende, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten tätig sind, sieht die Reform 
wesentliche Neuerungen zur Bestimmung des anwendbaren Sozialversicherungsrechts vor.

	� Verlängerung der A1-Gültigkeit auf 24 Monate: Die Ausstellung der A1-Bescheinigung nach Artikel 
13 der EU (VO) 883/2004 kann künftig für bis zu 24 Monate erfolgen – basierend auf einer Prognose 
der Beschäftigungslage für die kommenden 12 Monate. Eine vollumfängliche Überprüfung (etwa der 
25 %-Grenze im Wohnsitzstaat) wird somit regulär erst nach Ablauf von zwei Jahren fällig.

	� Sonderregelung bei Wohnsitz im Drittstaat: Für Personen mit tatsächlichem Wohnsitz außer-
halb der EU, die gewöhnlich in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, wird eine Wohnortfiktion 
eingeführt. Als rechtlicher Wohnort gilt derjenige Mitgliedstaat, in dem der wesentliche Teil der 
Tätigkeit innerhalb der Union ausgeübt wird.

 
2/3

St
an

d:
 1

6.
09

.2
02

6

GLOBAL MOBILITY UPDATES – REVISION DER EU-VERORDNUNG 883/2004
Geplante Änderungen bei grenzüberschreitenden Entsendungen und der A1-Bescheinigung



 
3/3

3. Abgrenzung: Sozialversicherungsrecht vs. arbeitsrechtliches Meldeverfahren

Die geplanten Änderungen der EU-Reform betreffen ausschließlich die Koordinierung der sozialen Sicherheit 
(Verordnung 883/2004). Hiervon strikt zu trennen sind jedoch die Vorgaben der EU-Entsenderichtlinie (Richt-
linie 96/71/EG).

Unabhängig vom Bestehen einer sozialversicherungsrechtlichen A1-Pflicht begründen die auf Basis der EU-Ent-
senderichtlinie erlassenen nationalen Vorschriften der Mitgliedsstaaten weiterhin eigenständige Verpflichtun-
gen zur Abgabe einer Entsendemeldung über die behördlichen Portale der jeweiligen Aufnahmestaaten.

Wichtige Hinweise zur Abgrenzung
	� Die neue Legaldefinition der „Geschäftsreise“ gilt ausschließlich für die Beantragung der A1-

Bescheinigung

	� Die Neuregelungen berühren nicht die nationalen, arbeitsrechtlichen Meldepflichten der 
Mitgliedsstaaten. Eine Pflicht zur Abgabe der Entsendemeldung kann daher auch bei einer 
Kurzzeit-Geschäftsreise weiterhin ab dem ersten Tag bestehen.

4. Was bedeutet das für Unternehmen?

Die Reform der EU-Verordnung führt insgesamt zu Mischung aus administrativer Entlastung und gleichzei-
tig erhöhter Compliance-Relevanz. Unternehmen sollten daher frühzeitig interne Prozesse anpassen, um 
weiterhin bestehende Pflichten rechtssicher abzubilden.

Unsere Handlungsempfehlung
	� Anpassung interner Reiserichtlinien an die neue 3-Tage-Ausnahmeregelungen

	� Vermeidung von Bußgeldern durch striktere rechtzeitige Beantragung der A1-Bescheinigung. 
Rückwirkende Beantragung der A1 nicht empfehlenswert.

	� Genaueres Überprüfen der Sonderfälle (Drittstaatenwohnsitz bei Mehrfachbeschäftigungen 
in der EU)

	� Vermeidung von Compliance-Risiken durch engere Zusammenarbeit zwischen HR und Global 
Mobility

AKTUELLER STATUS UND AUSBLICK
Die dargestellten Änderungen entsprechenden dem aktuellen Stand der laufenden Trilogverhandlungen zur 
Revision der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und 987/2009. Das europäische Gesetzgebungsverfahren ist for-
mell noch nicht vollständig abgeschlossen. Die finale Verabschiedung und die anschließende Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union werden in den kommenden Monaten erwartet.

Unternehmen sollten die weitere Entwicklung daher aufmerksam verfolgen und ihre internen Prozesse 
bereits frühzeitig auf die bevorstehenden Änderungen ausrichten. Dies gilt insbesondere für die Bereiche 
Global Mobility, Travel Management und HR. Die vorgesehenen Erleichterungen für Kurzzeit-Geschäftsreisen 
sowie die zugleich strengeren Anforderungen an die rechtzeitige Beantragung der A1-Bescheinigung dürften 
die Praxis grenzüberschreitender Mitarbeitereinsätze spürbar beeinflussen.

Verfasser*in
Pamela Dotou / Advisor – Global Mobility Advisory Services

Haben Sie Fragen zu diesen Änderungen?
Bei Fragen zu den anstehenden Änderungen können Sie sich gerne an uns wenden.
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